
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Uwe Witt und der Fraktion der AfD
– Drucksache 19/23903 –

Teilhabe am Arbeitsleben von Menschen mit Behinderung

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Zu den wichtigsten sozialpolitischen Aufgaben gehört die Förderung der Teil-
habe am Arbeitsleben, denn die Erwerbsbeteiligung sichert nicht nur materiel-
le Existenz, sondern schafft auch soziale Kontakte und somit soziale Anerken-
nung. Die Leistungen zur Teilhabe sollen Hemmnisse, die auf Grund einer Be-
hinderung bestehen, abmildern oder gänzlich beseitigen, sodass eine Tätigkeit 
auf dem offenen Arbeitsmarkt möglich wird (vgl. https://www.behindertenbea
uftragter.de/DE/Themen/BildungundArbeit/Arbeit/TeilhabeamArbeitsleben/T
eilhabeamArbeitsleben_node.html).

Menschen mit Behinderung haben es (vgl. Daten im nächsten Absatz) den-
noch nicht leicht in unserem heutigen Arbeitsleben, sodass eine Teilhabe am 
Arbeitsleben sich oftmals sehr schwierig und problematisch gestaltet – und 
das trotz der Einführung des Bundesteilhabegesetzes.

Schwerbehinderte Menschen haben in Deutschland deutlich schlechtere Chan-
cen auf dem Arbeitsmarkt. Deren Arbeitslosenquote liegt erheblich über der 
der allgemeinen Arbeitslosenquote. Während letztere 2010 bei 7,7 Prozent lag, 
erreichte sie bei schwerbehinderten Menschen 14,8 Prozent (Bundesagentur 
für Arbeit. Arbeitsmarkt 2010. Amtliche Nachrichten. 58. Jahrgang. Sonder-
nummer 2, S. 54, 143).

Für schwerbehinderte arbeitslose Menschen ist die Rückkehr auf den Arbeits-
markt deutlich schwerer: Sie sind länger arbeitslos und es gelingt ihnen, unab-
hängig vom Alter, seltener, wieder eine Beschäftigung auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt zu finden (vgl. https://www.rehadat-gutepraxis.de/inklusion-gest
alten/aktionsplaene/index.html?infobox=/infobox1.html&serviceCounter=1&
wsdb=LIT&connectdb=veroeffentlichungen_detail&referenznr=R/NV2241&f
rom=251&anzahl=875&detailCounter=44&maplength=50&suche=index.html
?suchbegriffe=%22Forderung%22).

Besonders benachteiligt sind Ältere. Schwerbehinderte Menschen über 50 Jah-
re sind wesentlich häufiger arbeitslos als gleichaltrige Menschen ohne Behin-
derung (vgl. Bundesagentur für Arbeit. Der Arbeitsmarkt in Deutschland – 
Der Arbeitsmarkt für schwerbehinderte Menschen, Veröffentlichung der Ar-
beitsmarktberichterstattung, Nürnberg, März 2012, S. 3). Und dieser Negativ-
trend hält an: Die Zahl schwerbehinderter Arbeitsloser zwischen 55 und 
65 Jahren stieg in den letzten Jahren weiter (ebd.). Ihre Rückkehrchancen auf 
den Arbeitsmarkt hingegen blieben gering: Nur 6,3 Prozent der schwerbehin-
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derten Arbeitslosen über 60 Jahren konnte 2011 eine Beschäftigung aufneh-
men (ebd.). Über die Hälfte der schwerbehinderten Betroffenen ist dieser Al-
tersgruppe zuzurechnen (ebd.).

Große Defizite bestehen nach Ansicht der Fragesteller im Rechtskreis des 
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB II), nach dem inzwischen die Mehr-
zahl der schwerbehinderten Arbeitslosen betreut wird. Ihre Zahl stieg z. B. im 
Oktober 2011 im Vergleich zum Vorjahr um über 6 Prozent an (Bundesagentur 
für Arbeit. Bericht zur Arbeitsmarktsituation schwerbehinderter Menschen an-
lässlich der 23. Sitzung des Beirates für die Teilhabe behinderter Menschen 
am 23. November 2011, S. 3, 4). Der Anstieg zog sich durch alle Altersgrup-
pen (ebd.). Schwerbehinderte Menschen im Rechtskreis des SGB II sind von 
der „Schere am Arbeitsmarkt“ somit besonders nachteilig betroffen.

Neue Instrumente wie das persönliche Budget können bei den Integrationsäm-
tern beantragt werden, so auch die Leistungen der begleitenden Hilfen im Ar-
beitsleben (Arbeitsassistenz, Kraftfahrzeughilfe). Für Menschen, die aus ge-
sundheitlichen Gründen aus ihrem vorigen Beruf ausscheiden, bestehen eben-
falls Maßnahmen und Fürsorge zur Teilhabe am Arbeitsleben (vgl. https://ww
w.hallokarriere.com/berufliche-rehabilitation/). Selbst das Teilhabechancenge-
setz greift zu kurz, indem Menschen mit Behinderungen nicht gesondert be-
rücksichtigt werden (https://www.presseportal.de/pm/43645/4084956).

Ohne entschiedenes Gegensteuern droht sich die Negativentwicklung nach 
Ansicht der Fragesteller fortzusetzen, denn die Zahl schwerbehinderter Men-
schen in erwerbsfähigem Alter steigt weiter: Im Jahr 2021 sollen es 3,36 Mil-
lionen sein – 10 Prozent mehr als noch 2005 –, wobei die Folgen der Anhe-
bung des Renteneintrittsalters („Rente mit 67“) hierbei noch nicht einmal be-
rücksichtigt wurden (https://www.sovd.de/fileadmin/downloads/broschueren/p
df/F_umfassende_Teilh_behinderter_Menschen_am_Arbeitsl.pdf).

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Fragen zum Anspruch von Menschen mit Behinderung auf Leistungen nach 
dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) sowie nach dem Dritten Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB III) können nicht basierend auf der Leistungsstatistik 
der Bundesagentur für Arbeit (BA) beantwortet werden, da in der Leistungssta-
tistik keine Informationen über eine etwaige Behinderung der leistungsberech-
tigten Personen erfasst werden. In der Arbeitslosenstatistik liegt das Merkmal 
vor, da Informationen über eine Behinderung für die Arbeitsuche vermittlungs-
relevant sein können. Über eine Verknüpfung der Leistungsstatistik mit der Ar-
beitslosenstatistik können Aussagen zu arbeitsuchenden erwerbsfähigen 
schwerbehinderten und ihnen gleichgestellten Menschen getroffen werden.
Rehabilitandinnen und Rehabilitanden sind Menschen mit Behinderungen im 
Sinne des § 19 SGB III, deren Aussichten, am Arbeitsleben teilzuhaben oder 
weiter teilzuhaben, wegen Art oder Schwere ihrer Behinderung im Sinne von 
§ 2 Absatz 1 Neuntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX) nicht nur vorüberge-
hend wesentlich gemindert sind und die deshalb Hilfen zur Teilhabe am 
Arbeitsleben benötigen. Dies umfasst auch Menschen mit einer Lernbehinde-
rung. Menschen, denen eine Behinderung mit den oben genannten Folgen 
droht, stehen Menschen mit Behinderungen gleich. Die nachfolgenden Auswer-
tungen zu den Fragen Nr. 10 bis Nr. 13 beziehen sich nur auf Rehabilitandinnen 
und Rehabilitanden, die von der BA betreut wurden. Die berufliche Wiederein-
gliederung soll erwachsenen Menschen mit Behinderung, die nicht mehr in der 
Lage sind, ihren erlernten Beruf oder ihre bisherige Tätigkeit in gleicher Weise 
auszuüben, die Teilhabe am Arbeitsleben ermöglichen oder sichern. Zur Beant-
wortung der Fragen Nr. 9 bis Nr. 13 wurden ausschließlich Angaben des 
Rehabilitationsträgers BA herangezogen.
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 1. Wie hoch ist die Arbeitslosenquote von Menschen mit Behinderung (bit-
te von 2010 bis 2019 nach Alter, Grad der Behinderung und Art der Be-
hinderung – physisch und oder psychisch – aufschlüsseln)?

Eine offizielle Arbeitslosenquote schwerbehinderter Menschen mit der übli-
cherweise verwendeten Bezugsgröße aller zivilen Erwerbspersonen gibt es 
nicht. Für eine jährliche Darstellung werden jedoch Arbeitslosenquoten 
schwerbehinderter Menschen auf Basis einer eingeschränkten Bezugsgröße er-
mittelt. Zum Vergleich wird eine personengruppenübergreifende Referenzquote 
gebildet, die von der offiziellen Arbeitslosenquote abweicht.
Nach Angaben der Statistik der BA lag im Jahr 2019 die Arbeitslosenquote 
schwerbehinderter und ihnen gleichgestellter Menschen auf Basis einer einge-
schränkten Bezugsgröße bei 10,9 Prozent. Die entsprechend berechnete perso-
nengruppenübergreifende Referenzquote betrug 6,2 Prozent. Weitere Ergebnis-
se können Tabelle 1 im Anhang entnommen werden. Eine Differenzierung nach 
Alter, Grad sowie Art der Behinderung kann nicht vorgenommen werden.

 2. Wie viele Menschen mit Behinderung sind auf Grundsicherungsleistun-
gen nach dem SGB II angewiesen, und wie viele nicht (bitte nach Alters-
gruppen ab dem Jahr 2012 aufschlüsseln)?

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse vor, wie viele Menschen mit 
Behinderungen insgesamt Grundsicherungsleistungen nach dem SGB II bezie-
hen, da in der Leistungsstatistik der BA keine Informationen über eine etwaige 
Behinderung der leistungsberechtigten Personen erfasst werden. Aussagen las-
sen sich jedoch zu den arbeitsuchenden erwerbsfähigen Leistungsberechtigten 
(ELB) mit einer Schwerbehinderung und ihnen gleichgestellten Menschen tref-
fen.
Nach Angaben der Statistik der BA gab es im Jahresdurchschnitt 2019 rund 
147.800 arbeitsuchende ELB mit einer Schwerbehinderung und ihnen gleichge-
stellte Menschen, die Grundsicherungsleistungen nach dem SGB II bezogen. 
Weitere Ergebnisse können Tabelle 2 im Anhang entnommen werden.

 3. Wie viele Menschen mit Behinderung erhielten im Jahr 2019 Leistungen 
nach dem SGB III – Arbeitslosengeld I (bitte nach Alter und Grad der 
Behinderung aufschlüsseln)?

Nach Angaben der Statistik der BA gab es im Jahresdurchschnitt 2019 rund 
53.500 leistungsberechtigte arbeitslose schwerbehinderte und ihnen gleichge-
stellte Menschen im Rechtskreis SGB III. Weitere Ergebnisse können Tabelle 3 
im Anhang entnommen werden. Zu berücksichtigen ist, dass Arbeitslose im 
Rechtskreis SGB III auch keinen Leistungsanspruch haben können, wenn z. B. 
der Anspruch auf Arbeitslosengeld erschöpft oder die Anwartschaftszeit noch 
nicht erfüllt ist.

 4. Wie vielen Menschen mit Behinderung, die im Arbeitslosengeld-I-Bezug 
waren, gelingt nach Kenntnis der Bundesregierung der direkte Wieder-
einstieg in eine neue Arbeitsanstellung?

Nach Angaben der Statistik der BA beendeten im Verlauf des Jahres 2019 ins-
gesamt rund 132.200 leistungsberechtigte schwerbehinderte und ihnen gleich-
gestellte Menschen ihre Arbeitslosigkeit im Rechtskreis SGB III, davon nah-
men rund 34.900 eine Beschäftigung am ersten Arbeitsmarkt auf. Weitere Er-
gebnisse können Tabelle 4 im Anhang entnommen werden. Es ist zu beachten, 
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dass eine Person im Laufe eines Jahres mehrfach (vorübergehend) ihre Arbeits-
losigkeit beenden kann, z. B. durch die wiederholte Aufnahme einer kurzfristi-
gen Beschäftigung und/oder Teilnahme an einer arbeitsmarktpolitischen Maß-
nahme.

 5. Wie viele der Menschen mit Behinderung fallen nach dem Arbeitslosen-
geld-I-Anspruch in Leistungen des Arbeitslosengeldes II oder in Leistun-
gen nach dem SGB IX?

Die Auswertung bezieht sich auf arbeitsuchende erwerbsfähige Leistungsbe-
rechtigte, die in den drei vorangegangenen Monaten im Bezug von Arbeitslo-
sengeld standen.
Nach Angaben der Statistik der BA gab es im Jahr 2019 rund 3.200 Zugänge in 
den Regelleistungsbezug des SGB II von arbeitsuchenden ELB mit einer 
Schwerbehinderung und ihnen gleichgestellten Menschen, deren Arbeitslosen-
geldbezug innerhalb der vorangegangenen drei Monaten endete. Es liegen kei-
ne Erkenntnisse vor, wie viele Personen nach Ende des Anspruches auf Ar-
beitslosengeld Leistungen nach dem SGB IX bezogen.

 6. Wie viele Menschen mit Behinderung sind im Alter auf Grundsiche-
rungsleistungen oder Leistungen nach dem SGB IX angewiesen, und wie 
viele nicht?

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Angaben vor. In der Statistik der 
Grundsicherung nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) wird 
nicht erfasst, ob bei den Empfängerinnen und Empfängern eine Behinderung 
vorliegt (siehe §§ 128a ff. SGB XII, insb. § 128b SGB XII).

 7. Welche Instrumente kommen aktuell zur Anwendung, um Menschen mit 
Behinderung aus der Grundsicherungsleistung heraus in den ersten Ar-
beitsmarkt zu integrieren?

Die Jobcenter können an erwerbsfähige leistungsberechtigte Menschen mit 
Behinderungen, die (noch) keinen Antrag auf Leistungen zur Teilhabe am Ar-
beitsleben gestellt haben, grundsätzlich alle Leistungen zur Eingliederung 
(§§ 16 ff. SGB II) erbringen. Soweit die jeweiligen weiteren leistungsbezoge-
nen Voraussetzungen vorliegen, kann eine Integration in den ersten Arbeits-
markt z. B. mit dem Vermittlungsbudget oder durch den Eingliederungszu-
schuss unterstützt werden.
Ist ein anderer Rehabilitationsträger als die BA (z. B. ein Träger der gesetzli-
chen Rentenversicherung) für die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben zu-
ständig, so haben die Jobcenter das sog. Leistungsverbot zu beachten. Dies be-
trifft grundsätzlich alle Leistungen zur Eingliederung. Allein die Vermittlungs-
tätigkeit obliegt weiterhin den Jobcentern. Die Leistungskataloge der anderen 
Rehabilitationsträger (vgl. §§ 49, 50 SGB IX) sind umfangreich und offen ge-
staltet. Sie sehen u. a. Hilfen zur Erlangung eines Arbeitsplatzes, Eingliede-
rungszuschüsse, Zuschüsse zur Ausbildungsvergütung, Probebeschäftigung 
oder Arbeitshilfen im Betrieb vor.
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 8. Wie viele Menschen mit Behinderung konnten seit 2010 aus der Grund-
sicherungsleistung oder aus Leistungen nach dem SGB IX heraus auf 
den ersten Arbeitsmarkt vermittelt werden?

Nach Angaben der Statistik der BA beendeten im Jahr 2019 rund 191.400 ar-
beitslose ELB mit einer Schwerbehinderung und ihnen gleichgestellte Men-
schen ihre Arbeitslosigkeit im Rechtskreis SGB II, davon nahmen rund 14.400 
eine Beschäftigung am ersten Arbeitsmarkt auf. Eine Beschäftigung am ersten 
Arbeitsmarkt kam in rund 1.400 Fällen durch Vermittlung nach Auswahl und 
Vorschlag zustande. Weitere Ergebnisse können Tabelle 5 im Anhang entnom-
men werden.
Eine Vermittlung nach Auswahl und Vorschlag wird gezählt, wenn ein Arbeits-
vertrag abgeschlossen wird, nachdem der Arbeitsvermittler einer arbeitslosen 
Person eine gemeldete Arbeitsstelle vorgeschlagen hat und die Bewerberin 
bzw. der Bewerber den Zuschlag bekam. Dabei muss die Beschäftigungsauf-
nahme die Arbeitslosigkeit beenden. Bei der Interpretation ist zu beachten, dass 
eine Person im Laufe eines Jahres mehrfach (vorübergehend) die Arbeitslosig-
keit beenden kann, z. B. durch die wiederholte Aufnahme einer kurzfristigen 
Beschäftigung und/oder Teilnahme an einer arbeitsmarktpolitischen Maßnah-
me. Es liegen keine Erkenntnisse vor, wie viele Personen den Leistungsbezug 
nach dem SGB IX aufgrund einer Beschäftigungsaufnahme beendeten.

 9. Wie viele Menschen mit Behinderung haben seit der Einführung des 
Bundesteilhabegesetzes und dem dort enthaltenen persönlichen Budget 
Leistungen der begleitenden Hilfe im Arbeitsleben (Arbeitsassistenz, 
Kraftfahrzeughilfe) in Anspruch genommen?

Das Bundesteilhabegesetz wurde im Dezember 2016 verabschiedet. Gemäß der 
Jahresberichte 2017/2018 und 2018/2019 der Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen (BIH) haben die Integrationsämter 
in den Jahren 2017 und 2018 jeweils rund 3.700 schwerbehinderte Menschen 
durch Arbeitsassistenz unterstützt und dafür 32,51 Millionen bzw. 35,10 Millio-
nen Euro aufgewendet. Aktuellere Daten liegen nicht vor. Bezüglich der Inan-
spruchnahme der Kraftfahrzeughilfe liegen der Bundesregierung keine Daten 
von den Integrationsämtern und Hauptfürsorgestellen vor.
Nach Angaben der Statistik der BA waren im Jahr 2017 rund 100 Förderungen 
mit Arbeitsassistenz und rund 1.600 Förderungen mit Kraftfahrzeughilfe zu 
verzeichnen. Weitere Ergebnisse können Tabelle 9 im Anhang entnommen wer-
den.

10. Wie viele Menschen, die aus gesundheitlichen Gründen nicht mehr in ih-
rem bisherigen Beruf dauerhaft weiterarbeiten konnten, beanspruchen 
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben über

a) eine Rehabilitation,

b) eine Umschulungsmaßnahme,

c) eine neue Ausbildung,

d) Hilfen und Maßnahmen im Unternehmen?

Nach Angaben der Statistik der BA gab es im Rahmen der Wiedereingliede-
rung im Juli 2020 insgesamt rund 48.000 Rehabilitandinnen und Rehabilitan-
den. Weitere Ergebnisse differenziert nach arbeitsmarktpolitischen Instrumen-
ten können Tabelle 6 im Anhang entnommen werden.
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11. Wie viele Zuschüsse wurden seit 2010 von Arbeitgebern beantragt, um 
Menschen, die aufgrund einer gesundheitlichen Einschränkung ihren Be-
ruf nicht weiter vollständig ausüben konnten, weiterhin die Teilhabe am 
Arbeitsleben zu ermöglichen, für

a) die dauerhafte Eingliederung,

b) die betriebliche Aus- und Weiterbildung,

c) Arbeitshilfen,

d) eine Probebeschäftigung?

Nach Angaben der Statistik der BA erhielten im Rahmen der Wiedereingliede-
rung im Jahr 2019 insgesamt rund 3.100 Rehabilitandinnen und Rehabilitanden 
Zuschüsse zur Beschäftigung bzw. zur Teilhabe am Arbeitsleben. Weitere Er-
gebnisse differenziert nach arbeitsmarktpolitischen Instrumenten können Tabel-
le 7 im Anhang entnommen werden.

12. Welche beruflichen Bildungsmaßnahmen wurden seit dem Jahr 2010 von 
Menschen mit Behinderung oder von Menschen, die aufgrund einer ge-
sundheitlichen Einschränkung in ihrem bisherigen Beruf nicht weiterar-
beiten konnten, beansprucht im Bereich der

a) Berufsvorbereitung inklusive Grundausbildung,

b) Ausbildung,

c) beruflichen Anpassung bzw. Teilqualifizierung?

Nach Angaben der Statistik der BA erhielten im Rahmen der Wiedereingliede-
rung im Jahr 2019 insgesamt rund 17.700 Rehabilitandinnen und Rehabilitan-
den Förderungen von Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen. Weitere Ergebnisse 
differenziert nach arbeitsmarktpolitischen Instrumenten können Tabelle 8 im 
Anhang entnommen werden.

13. Wie haben sich die Zahlen zu den Hilfen zur Erhaltung oder Erlangung 
eines Arbeitsplatzes seit dem Jahr 2012 in den Bereichen

a) Trainingsmaßnahmen,

b) Beratung und Vermittlung,

c) Hilfen zur Berufsausübung

entwickelt?

Nach Angaben der Statistik der BA gab es im Rahmen der Wiedereingliede-
rung im Jahr 2019 insgesamt rund 6.300 Eintritte von Rehabilitandinnen und 
Rehabilitanden in Maßnahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung. 
Weitere Ergebnisse betreffend Förderungen zur Erhaltung bzw. Erlangung eines 
Arbeitsplatzes können Tabelle 9 im Anhang entnommen werden.
Die erfragten Trainingsmaßnahmen und Maßnahmen der Beratung und Ver-
mittlung gibt es in der Form nicht mehr. Die Trainingsmaßnahmen sind Be-
standteil der Maßnahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung.
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14. Welche weiteren Integrationsmaßnahmen sind aus der Sicht der Bundes-
regierung notwendig, um Menschen die Teilhabe am Arbeitsleben zu er-
möglichen?

Für die Bundesregierung ist die Förderung der Teilhabe von Menschen mit 
Behinderungen am Arbeitsleben ein wichtiges Element seiner Arbeitsmarkt- 
und Teilhabepolitik. Deshalb steht der BA und den anderen Rehabilitationsträ-
gern sowie den Jobcentern und den Integrationsämtern der Länder ein breites 
Spektrum an spezifischen Förder-, Rehabilitations- und Teilhabeleistungen zur 
Verfügung. Dieses wird laufend weiterentwickelt und auch um neue Förder-
möglichkeiten ergänzt. Beispielsweise wurde im Jahr 2018 mit dem Bundesteil-
habegesetz das Budget für Arbeit, im Jahr 2019 mit dem Teilhabechancenge-
setz im Zweiten Buch Sozialgesetzbuch das Regelinstrument „Teilhabe am Ar-
beitsmarkt“ und im Jahr 2020 mit dem Angehörigen-Entlastungsgesetz das 
Budget für Ausbildung eingeführt.
Zur weiteren Verbesserung der Betreuungssituation von Rehabilitandinnen und 
Rehabilitanden in den Jobcentern wird auf die Unterrichtung durch das BMAS 
im Ausschuss für Arbeit und Soziales des Deutschen Bundestages vom 
20. Februar 2020 (Ausschussdrucksache 19(11)555) verwiesen.
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